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Neues zur Bindungswirkung, oder:
der ewige Konflikt? Die Frage, in welchem Umfang Zivil-

gerichte an Bescheide von Verwaltungs-
behörden gebunden sind, beschäftigt die Rechtswissenschaft seit der gesetzwidrigen Ehe-
dispense.1) Anlass zur Diskussion gibt sie seit jeher. Dies zeigt nicht zuletzt eine von
spannenden Abgrenzungsfragen geprägte Entscheidung des OGH.

VERONIKA WOLFBAUER / GÜNTHER LEISSLER

A. Die Grundlagen
Die Bindungswirkung in Zivilprozessen bedeutet
stets die Klärung der Frage, inwieweit ordentliche
Gerichte an Bescheide von Verwaltungsbehörden
oder an Entscheidungen eines VwG gebunden sind.
Sie ist von Bedeutung, wenn ein Zivilrichter eine
Vorfrage zu beurteilen hat, die bereits von einem
VwG oder einer Verwaltungsbehörde als Hauptfrage
entschieden wurde. Diesfalls muss der Richter die
Beurteilung etwa des VwG oder der Verwaltungsbe-
hörde seiner eigenen Entscheidung zugrunde legen.
Als Argumente hiefür werden die Grundsätze der
Rechtssicherheit, der Einheitlichkeit der Rechtsord-
nung und der Verfahrenseffizienz angeführt.2) Ge-
genstimmen verweisen hingegen auf die Prinzipien
der Rechtsrichtigkeit und der Einzelfallgerechtigkeit
und erheben das Postulat, dass diese Prinzipien nur
mittels umfassender Prüfung durch den Richter er-
reicht werden können.3)

Die Bindung der Zivilgerichte wurde vom OGH
in stRsp selbst in jenen Fällen bejaht, in denen die
Verwaltungsentscheidung, deren Bindung in Rede
steht, unvollständig, mangelhaft oder sonst fehlerhaft
sein sollte.4) Demnach sind die Gerichte dazu ange-
halten, eine inhaltliche Überprüfung eines Verwal-
tungsbescheids zu unterlassen.5) Diese Ansicht stützt
der OGH auf die österr Bundesverfassung und hält
fest, dass die Bindung eine Rechtsfolge der Gewal-
tentrennung nach Art 94 B-VG ist.6) Ebenso bejaht
auch die Lehre eine Bindung der ordentlichen Ge-
richte an Bescheide von Verwaltungsbehörden bzw
an Entscheidungen von Verwaltungsgerichten.7)
Auch der VfGH hielt in mehreren Entscheidungen
fest, dass eine Bindungswirkung für ordentliche Ge-
richte existiert und dies nicht in Widerspruch zur
Bundesverfassung stehe.8)

Die Grenzen der Bindungswirkung sind in jenen
Fällen erreicht, in denen von einem „absolut nichtigen
Verwaltungsakt“ auszugehen ist. An einen solchen
sind die ordentlichen Gerichte nach der Rsp des
OGH nicht gebunden.9) Ein absolut nichtiger Ver-
waltungsakt liegt vor, wenn
& die Behörde offenkundig unzuständig war,
& die Behörde ihren Wirkungskreis überschritten

hat oder
& die Behörde offenkundig einen unzulässigen Ver-

waltungsakt gesetzt hat.10)
Als Beispiel für einen absolut nichtigen Verwaltungs-
akt führen Kodek/Mayr plakativ ein von einem Fi-
nanzamt gefälltes Todesurteil an.11) Zudem ist festzu-
halten, dass sowohl nach der Lehre als auch nach der

Rsp ein Gericht nicht befugt ist, die Gesetzmäßigkeit
eines Bescheids nachzuprüfen.12) Schließlich greift
die Bindungswirkung immer nur inter partes – also
beim Bescheid immer nur gegenüber den Bescheid-
adressaten,13) sofern das Gesetz nicht ausdrücklich
anderes anordnet.

Zur Frage, für welchen Teil eines Bescheids die
Bindungswirkung zum Tragen kommt, wird vertre-
ten, dass sich die Bindungswirkung nicht auf den ge-
samten Bescheid bezieht. Lediglich der Spruch des Be-
scheids unterliegt der Bindungswirkung. Die Begrün-
dung des Bescheids hat keinen Bindungseffekt.14)
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Stets verlangen diese Prinzipien aber nach einer
genauen Betrachtung. Die Grenze der Bindungswir-
kung eines Bescheids ist exakt zu bestimmen, um un-
erwünschte, weil der Rechtssicherheit abträgliche,
Konstellationen zu vermeiden. Dies wird im Folgen-
den anhand der glücksspielrechtlichen E 6 Ob 124/
16b erörtert.

B. Die Reichweite der Bindungswirkung

1. Einleitendes
Die Wirkung der Rechtskraft eines Bescheids ist grds
auf die entschiedene Sache,15) die Identität der Rechts-
lage16) sowie auf die Identität der Parteien und ihrer
Begehren17) beschränkt. Die Bindung des Gerichts be-
steht auch nur insofern, als tatsächlich über materielle
Rechte entschieden wurde. Wie erwähnt, erwächst
nach hM nur der Spruch der Entscheidung des kon-
kreten Falls in Rechtskraft. Umfasst sind davon ua
auch die im Bescheidspruch genanntenNebenbestim-
mungen.18) In Abgrenzung hiezu entfaltet die Begrün-
dung des Bescheids grds keine Bindungswirkung.19)
Sofern der Spruch des Bescheids jedoch klärungsbe-
dürftig ist, muss die Begründung zu dessen Auslegung
herangezogen werden.20) Ob und inwieweit sich aber
ein Gericht durch einen Bescheid gebunden fühlt, ist
letztlich von ihm selbst zu beurteilen.21)

2. Zur E 6 Ob 124/16 b
Worin liegt nun die Besonderheit der E v 29. 5.
2017, 6 Ob 124/16 b? Der Berührungspunkt zwi-
schen Gerichtsbarkeit und Verwaltung liegt in dem
Umstand, dass der OGH mit einem verwaltungsbe-
hördlichen Konzessionsbescheid konfrontiert war,
der einem Glücksspielbetreiber die Berechtigung
zum „kleinen Glücksspiel“ in Wien verlieh.22) Vor
Gericht streitgegenständlich war die Rückforderung
von Spielverlusten, die ein Spieler gegen diesen
Glücksspielbetreiber geltend gemacht hatte. Zur Be-
urteilung war zu klären, ob das veranstaltete Glücks-
spiel rechtskonform war.

Der verwaltungsbehördliche Konzessionsbescheid,
der demGlücksspielanbieter verliehenwordenwar, be-
rechtigte gemäß den gerichtlichen Feststellungen zum
Betrieb einer bestimmten Anzahl von Spielautomaten.
In der angesprochenen E wurde vom OGH aber trotz
aufrechter Konzession die glücksspielrechtliche Zuläs-
sigkeit der angebotenen Spiele hinterfragt. Hiezu hielt
er zunächst fest, dass ein Bescheid nach seinem objekti-
ven Wortlaut und nicht nach der subjektiven Absicht
des Bescheidverfassers auszulegen sei. Er verwies auf die
Einheit von Spruch undBegründung und auf denUm-
stand, dass bei Zweifel über den Inhalt des Bescheid-
spruchs zu dessen Deutung auch die Begründung des
Bescheids heranzuziehen sei.

In concreto nahm der OGH schließlich Bezug auf
den Umstand, dass im Spruch des Konzessionsbe-
scheids nur eine bestimmte Anzahl von Spielautoma-
ten genannt war. Er nahm sodann Bezug auf ein-
schlägige Vorjudikatur.23) In den dort entschiedenen
Fällen seien die genehmigten Automaten einzeln mit
Typenbezeichnung, Gerätenummer und Bewilli-
gungsgutachten im Bescheidspruch angeführt gewe-
sen. Demgegenüber sei nun lediglich eine bestimmte

Anzahl von Spielautomaten genehmigt worden,
ohne dass aus Spruch oder Begründung die Art der
genehmigten Automaten hervorginge.

Der OGH interpretierte diese Art des Konzes-
sionsbescheids als eine „Pauschalbewilligung“ für eine
bestimmte Maximalanzahl von Automaten. Da der
Konzessionsbescheid in dessen Spruch keine glücks-
spielrechtliche Qualifikation der Glücksspielapparate
enthielt, erachtete sich der OGH diesbezüglich nicht
gebunden. Unter Zugrundelegung seiner eigenen
Rechtsmeinung qualifizierte er das auf diesen Spiel-
apparaten angeboteneGlücksspiel imErgebnis als un-
zulässig – dies trotz aufrechter Konzession.

3. Zu den Abgrenzungsfragen
Diese E des OGH wirft interessante Abgrenzungsfra-
gen auf. Nach allgemeinen Grundsätzen bestimmt
den „Inhalt“ – Sache und Umfang – eines antrags-
bedürftigen Verwaltungsverfahrens der Antragstel-
ler.24) Die Verwaltungsbehörde muss über das Bean-
tragte absprechen und sie darf nur über das Bean-
tragte absprechen; sie ist an den Inhalt des Antrags
gebunden.25) Würde die Behörde mit ihrer Entschei-
dung nicht über den gesamten Antrag absprechen,
würde sie ihre Entscheidungspflicht verletzen.
Würde sie über mehr entscheiden als beantragt, wäre
dies als Verletzung im verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzli-
chen Richter zu qualifizieren.26)

Vereinfacht gesagt: Der Antrag legt denVerfahrens-
gegenstand fest, der Bescheidspruch „erledigt“ den An-
trag. § 59 Abs 1 AVG verlangt, dass im Bescheidspruch
die Hauptfrage, alle die Hauptfrage betreffenden Par-
teianträge, ggf Nebenbestimmungen sowie die allfällige
Kostenfrage zu erledigen sind. Dies darf aber nicht mit
einem Postulat verwechselt werden, wonach im Be-
scheidspruch der gesamte Verfahrensantrag wiederzu-
geben wäre. Derartiges würde etwa in komplexen Be-
willigungsverfahren zwangsläufig zur Unleserlichkeit
des Spruchs führen (man denke etwa an tausende Seiten
umfassende Vorhabensbeschreibungen eines Flugha-
fens oder einer Kraftwerksgruppe).

Im vorliegenden Fall lag dem glücksspielrechtli-
chen Konzessionsbescheid ein Antrag des Glücks-
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spielbetreibers zugrunde. Dieser Antrag enthielt ge-
mäß den gerichtlichen Feststellungen auch eine Auf-
listung der zum Betrieb stehenden Glücksspiele.
Zweck des Konzessionsverfahrens war es zu beurtei-
len, ob die Voraussetzungen für die Konzessionser-
teilung erfüllt sind (vgl § 18 WrVG aF). Dies bildete
insofern die „Sache“ des Verfahrens, dies iS des maß-
geblichen Sachverhalts und des Inhalts der anzu-
wendenden Rechtsvorschriften.27)

Nun hat der OGH auf den Spruchwortlaut abge-
stellt. Er bezog sich auf die spruchgemäß bewilligte
Anzahl der Spielautomaten und erachtete sich an
diese Anzahl gebunden. Den subjektiven Willen
des Bescheidverfassers erachtete der OGH für nicht
relevant. Mit dieser Begründung ließ er auch den zu-
grunde liegenden Antrag außer Acht.

Wie erwähnt, ist bei allfälligen Unklarheiten im
Bescheidspruch nicht nur auf diesen selbst abzustel-
len, sondern auch auf dessen Begründung, insoweit
sich aus ihr der von der Behörde angenommene
Sachverhalt, dh der Anknüpfungspunkt für die recht-
liche Beurteilung, ergibt.28) Nun ging gemäß den ge-
richtlichen Erwägungen aus der Begründung nicht
hervor, welche Art von Automaten erfasst sein soll.
Dennoch unterließ der OGH eine weiter gehende
Beurteilung des Bindungsumfangs des Bescheids an-
hand des zugrunde liegenden Antrags. Er zog statt
dessen eine strikt am Wortlaut des Bescheidspruchs
orientierte Grenze.

Durch dieses Vorgehen hat der OGH letztlich die
Fiktion eines bloßenTeilabspruchs generiert. Dies des-
halb, weil der zugrunde liegende Antrag offenkundig
auf mehr als nur die Bewilligung einer Maximalanzahl
von Automaten gerichtet war. Diese Diskrepanz löste
der OGH, indem er die – als logische Konsequenz sei-
ner Beurteilung – solcherart unerledigt gebliebene Ver-
waltungssache selbst einer glücksspielrechtlichen Beur-
teilung zuführte. So zog derOGHden Schluss, dass der
Glücksspielbetreiber innerhalb dieser Maximalzahl die
Spielautomaten jederzeit durch andere „zulässige“Ge-
räte austauschen könne.

Rechtsdogmatisch betrachtet, hat der OGH da-
mit eine ausschließlich am Wortlaut des Bescheid-
spruchs orientierte Bindungswirkung angenommen
und das Resultat hieraus, nämlich dass die dem Be-

scheid zugrunde liegende Verwaltungssache damit
zum Teil als unerledigt betrachtet werden müsse,
zum Gegenstand seiner eigenen Beurteilung gemacht
– dies mit einem aus der Sicht des Bewilligungsinha-
bers abschlägigen Ergebnis. Dies kann weitreichende
Folgen haben. In einem Verwaltungsverfahren
müsste zukünftig ein Bewilligungswerber, selbst bei
vollinhaltlicher Stattgebung seines Antrags, den er-
gangenen Bescheid bekämpfen, sofern er eine un-
klare Formulierung des Bescheidspruchs auch nur
vermutet. Eine diesbezügliche Rechtsmittelbeschwer
wird schwer darzulegen sein. Dies zeigt, dass die Aus-
legung der Bindungswirkung eines Bescheidspruchs
nicht nur allein anhand seines Wortlauts vorzuneh-
men ist, sondern jedenfalls auch unter Berücksichti-
gung des zugrunde liegenden Antrags, also der mit
Bescheid erledigten „Verwaltungssache“.

Für die Bewilligung von Glücksspielautomaten
scheint das Problem insofern reduziert worden zu
sein, als mittlerweile die Landesausspielgesetze nach-
gelagerte Automatenbewilligungsverfahren vorsehen.
In diesen Verfahren werden explizit die Automaten
genehmigt. Die Frage aber, inwieweit ein Gericht
durch enge Spruchinterpretation eines verwaltungs-
behördlichen Bescheids die Fiktion einer teilweise
unerledigten Verwaltungssache und damit Raum
für seine eigene rechtliche Beurteilung schaffen kann,
bleibt losgelöst vom jeweiligen Materiegesetz brisant.

SCHLUSSSTRICH

Gerichte sind nach stRsp der HöchstG an den
Spruch eines Bescheids gebunden, mit dem eine
für das Gericht maßgebliche Vorfrage als Haupt-
frage entschieden wurde. Bei der Beurteilung des
Spruchumfangs ist aber Sorgfalt geboten. Die allei-
nige Orientierung am Wortlaut des Spruchs unter
Außerachtlassen des zugrunde liegenden Antrags –
und damit der entschiedenen „Verwaltungssache“ –
birgt die Gefahr, mit dem in der Bundesverfassung
verankerten gewaltentrennenden Prinzip in Kon-
flikt zu geraten.

27) VglHengstschläger/Leeb, Verwaltungsverfahrensrecht5 (2014) Rz 114.
28) VwGH 11. 6. 1985, 84/04/0212.


